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dem Deutschen Bundestag. Sie ist damit in ih-
ren Handlungen hoheitlich legitimiert und kann 
daher in Schulen, die unter staatlicher Aufsicht 
stehen, über ihre Arbeit informieren. 
 
 
Welche Legitimation haben im Vergleich dazu 
Friedensinitiativen, so dass sie gleichberechtigt 
in den Schulen auftreten könnten? 
 

 
 
Geschäftsbereich des Ministeriums für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 
 
 

16 Abgeordneter 
Dietmar Brockes  FDP 

Welche Verschärfungen des Nichtraucher-
schutzgesetzes plant die Landesregierung? 
 
In einem Interview mit der „Rheinischen Post“ 
bekundete die Ministerin für Gesundheit, Eman-
zipation, Pflege und Alter Anfang August die 
Absicht, den „Wildwuchs bei Ausnahmen vom 
Rauchverbot“ in Nordrhein-Westfalen zu be-
schneiden. Die Planungen hierzu sollen bis Jah-
resende abgeschlossen sein und auf dem Ver-
ordnungsweg durchgesetzt werden. 
 
Welche Änderungen auf dem Verordnungsweg 
plant die Landesregierung an der derzeit gülti-
gen Fassung des Nichtraucherschutzgesetzes 
(NiSchG) des Landes Nordrhein-Westfalen? 
 

 
 
Geschäftsbereich des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 
und Verbraucherschutz 
 
 

17 Abgeordneter 
Kai Abruszat  FDP 

Entsprechen die von der Düsseldorfer Regie-
rungspräsidentin versprochenen Ausnah-
men für das Handwerk bei der Einfahrt in die 
Umweltzone Düsseldorf der Position der 
Landesregierung? 
 
Laut Medienberichten des Radiosenders Anten-
ne Düsseldorf hat die Regierungspräsidentin 
des größten Regierungsbezirks in Deutschland, 
Anne Lütkes (Grüne), beim Herbstempfang der 
Handwerkskammer Düsseldorf, Ausnahmen für 
das Handwerk bei der Einfahrt in die Umweltzo-
ne in Aussicht gestellt. 
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Bei der Plenardebatte um den Antrag der FDP-
Fraktion (Investitionssicherheit für Handwerks-
betriebe schaffen – Einfahrt in die Umweltzone 
weiterhin mit Handwerkerparkausweis ermögli-
chen, Drucksache 15/128) sagte Minister Rem-
mel allerdings: „Insofern würde eine weitere ein-
fache Verlängerung der Ausnahmegenehmigung 
in mehrfacher Hinsicht der Politik der EU, der 
Politik für Umwelt und Gesundheit widerspre-
chen. Jede Aufweichung schränkt die Wirksam-
keit von Umweltzonen ein. Jede Aufweichung 
würde die Verlässlichkeit einmal getroffener Re-
gelungen infrage stellen. Und es wäre auch ge-
gen den Wettbewerb. Denn bisher war klar: Am 
31. Dezember laufen die Genehmigungen aus.“ 
 
Der Sprecher der Grünen Fraktion warf der 
FDP-Fraktion im Rahmen der Debatte im Land-
tag vor: „Sie wollen einmal mehr Ihren Ruf als 
Lobbyparteien der Zukunftsverweigerer festi-
gen.“  
 
Insofern stellt sich die Frage, ob Frau Lütkes 
ebenfalls Lobbyistin für Zukunftsverweigerer ist 
oder ob sie die offizielle Meinung der Landesre-
gierung mit ihrer Aussage wiedergibt und ob die 
von ihr versprochene Ausnahmegenehmigung 
dann nur für die Umweltzonen im Regierungs-
bezirk Düsseldorf oder für alle Umweltzonen in 
Nordrhein-Westfalen gelten soll. 
 

 
 
Geschäftsbereich des Ministeriums für Inneres und Kommunales 
 

18 Abgeordneter 
Michael Aggelidis  DIE LINKE 

Castortransporte aus Ahaus 
 
Vorausgesetzt, in Anbetracht der Weigerung der 
Stadtstaaten Hamburg und Bremen, ihre Häfen 
zur Verschiffung von Castoren aus Ahaus zur 
Verfügung zu stellen, wird eine Alternativroute 
über französische Häfen geplant. 
 
Welche Auswirkungen hätte das für das Land 
NRW und andere Bundesländer? 

 

19 Abgeordneter 
Michael Aggelidis  DIE LINKE 

Castortransporte aus Ahaus 
 
Sieht die Landesregierung in Anbetracht der 
aktuellen Terrorwarnung der Bundesregierung 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung und den 
Schutz vor terroristischen Angriffen hinreichend 
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